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ger- bzw. Verklagtengemein&chaft zu regeln, da hier die zu­
grunde liegende materiellrechtliche Beziehung berücksichtigt 
werden muß. Die notwendige Kläger- bzw. Verklagtengemein­
schaft kennzeichnet ein unlösbarer rechtlicher Zusammen­
hang, so wie ihn § 433 Abs. 2 ZGB regelt.'1 Hier ist (zunächst) 
das einzelne Mitglied der Gemeinschaft für sich allein nicht 
aktiv oder passiv legitimiert. Deswegen ist nach gegenwärti­
ger Rechtslage die Klage nur eines Mitglieds einer notwen­
digen Prozeßparteiengemeinschaft nicht zulässig. Bisher 
wurde versucht, dieses Problem über den Umweg der Klage 
gegen die anderen Mitglieder der Gemeinschaft auf gericht­
liche Entscheidung über deren Verpflichtung zur Klageein­
reichung''1 zu lösen. Dieser Weg ist jedoch prozessual uneffektiv 
und außerdem verfahrensrechtlich nicht ausgestaltet.

Im Interesse der Rechtssicherheit sollte in Erwägung ge­
zogen werden, bei der künftigen Regelung davon auszuge­
hen, daß die Einreichung einer Klage nur durch einen Kläger 
oder nur gegen einen Verklagten zulässig ist, und zu bestim­
men, daß eine solche Klage für und gegen die anderen wirkt 
und daß diese ebenfalls Prozeßpartei werden. Damit wird 
die Möglichkeit eröffnet, das Verfahren zunächst einzuleiten, 
um die Interessen desjenigen zu wahren, der an der Klärung 
eines strittigen Rechtsverhältnisses bzw. an der Lösung eines 
Rechtskonflikts interessiert ist.

Das mit der Einreichung einer solchen Klage entstandene 
Prozeßrechtsverhältnis erstreckt sich also auf alle nach dem 
materiellen Recht Berechtigten bzw. Verpflichteten. Ihnen ist 
die Klage zuzustellen (davon ausgenommen ist selbstver­
ständlich der die Klage einreichende Kläger), und sie sind zur 
mündlichen Verhandlung zu laden.

Mit diesem Vorschlag wird grundsätzlich von einem über­
einstimmenden Interesse an der Klage innerhalb einer Pro­
zeßparteiengemeinschaft ausgegangen. Jedoch wird so eine 
eindeutige Rechtslage auch dann geschaffen, wenn diese 
Übereinstimmung nicht vorliegt. Damit würde also einem 
Grundanliegen der ZPO, den Bürgern den Zugang zum Ge­
richt zu erleichtern, kohsequent Rechnung getragen.

Um in derartigen Verfahren auch die Interessen der an­
deren Mitglieder der Klägergemeinschaft zu wahren, hat das 
Gericht vorab (bevor das „eigentliche“ Verfahren gegen den/ 
die Verklagten durchgeführt wird) eine Interessenabwägung 
vorzunehmen, in deren Ergebnis die o. g. Wirkungen wieder 
beseitigt werden können. Dazu werden in den Fällen, in de­
nen der Kläger allein gegen den Willen der anderen Berech­
tigten Klage eingereicht hat, folgende Anforderungen ge­
stellt:

Dem Kläger wird in analoger Anwendung des § 12 Abs. 1 
Ziff. 1 ZPO die Pflicht auferlegt, die anderen Mitglieder der 
Klägergemeinschaft genau zu benennen. Der Kläger hat dar­
über hinaus mit Einreichung der Klage glaubhaft zu machen, 
daß die anderen zur Klageeinreichung nicht bereit sind, aber 
an der alleinigen Klageeinreichung durch ihn ein berechtigtes 
Interesse besteht.

Damit wird erreicht, daß
— zunächst innerhalb der Klägergemeinschaft die Absicht der

Klageeinreichung erörtert werden muß.
— kein Mitglied einer Gemeinschaft von der Klageein­

reichung überrascht wird,
— die Interessen der einzelnen Mitglieder gewahrt werden.

An die Glaubhaftmachung sind die allgemeinen Anforde­
rungen zu stellen.3 4 5 Sie hat sich darauf zu beziehen, daß die 
anderen Berechtigten nicht bereit sind, Klage einzureichen 
und daß an der alleinigen Klageeinreichung ein berechtigtes 
Interesse besteht. Die Prüfung dieser Kriterien bildet den 
Schwerpunkt dieses Verfahrensabschnitts.

Über die Zulässigkeit der Klageeinreichung ist durch Be­
schluß, der sowohl ohne als auch nach mündlicher Verhand­
lung ergehen kann, zu entscheiden. Er berührt ausschließlich 
das Verhältnis der Kläger untereinander. (Zu diesem Zeit­
punkt ist die Klage dem Verklagten auch noch nicht zuge­
stellt.)

Nach Rechtskraft des Beschlusses, mit dem die Unzuläs­
sigkeit der alleinigen Klageeinreichung festgestellt wurde, 
endet das Verfahren. Dieser Beschluß hätte demzufolge in 
analoger Anwendung des § 174 ff. ZPO eine Kostenentschei­
dung zu enthalten und wäre wie folgt zu tenorieren:

1. Die alleinige Klageeinreichung durch den Kläger zu 1)
ist unzulässig.
2. Die Kosten des Verfahrens trägt der Kläger zu 1).
Wird durch das Gericht die Zulässigkeit der alleinigen

Klageeinreichung bejaht, sind die weiteren vorbereitenden 
Maßnahmen und eine Entscheidung über den Klageanspruch 
zu treffen (mit einheitlicher Wirkung für und gegen alle Be­
teiligten). Diese vorgeschlagene Neuregelung soll an folgen­
dem Beispiel verdeutlicht werden:

Ein Mitglied einer Miteigentumsgemeinschaft möchte an 
der im Miteigentum stehenden Garage die Aufhebung des 
Mietverhältnisses wegen Eigenbedarfs gerichtlich geltend 
machen, weil es einen Pkw erworben hat. Die Miteigentums­
gemeinschaft ist zerstritten. Die beiden anderen Miteigentü­
mer besitzen keinen Pkw und wollen nicht klagen.

Nach der gegenwärtigen Rechtslage könnte dieser Mit­
eigentümer — weil er wegen der Unteilbarkeit des Gegen­
stands der Leistung (§ 433 Abs. 2 ZGB) allein nicht aktiv le­
gitimiert ist — nicht klagen bzw. müßte den Umweg über ein 
weiteres Klageverfahren gehen, um gerichtlich überprüfen zu 
lassen, ob eine Verpflichtung zur Klageeinreichung für die 
übrigen Miteigentümer besteht.

Selbst wenn im Ergebnis eines solchen „Klageerzwingungs­
verfahrens“ die Verpflichtung zur Klageeinreichung für die 
anderen Miteigentümer festgestellt wird, könnten sie dieses 
erzwungene Verfahren nach der Klageeinreichung hinteftrei- 
ben, indem sie z. B. die Klage wieder zurücknehmen, dem 
Klageantrag zuwiderlaufende Anträge stellen, zur Verhand­
lung nicht erscheinen (es besteht kein prozessuales Vertre­
tungsverhältnis) oder eine Einigung abschließen wollen, die 
den Interessen des dritten Miteigentümers entgegensteht. 
Dies wären denkbare Prozeßsituationen, die zur Zeit in Er­
mangelung einer gesetzlichen Regeiung nicht lösbar sind. Der 
Miteigentümer, der Eigenbedarf gerichtlich durchsetzen 
möchte, befindet sich demzufolge in einer ungünstigen Posi­
tion.

Nach der vorgeschlagenen Neuregelung könnte der Mit­
eigentümer zunächst allein Klage einreichen, mit Wirkung 
für und gegen die anderen. Er hätte die beiden anderen Mit­
eigentümer zu benennen und glaubhaft zu machen, daß sie 
nicht klagen wollen und daß er Interesse an der alleinigen 
Klageeinreichung hat. In unserem Fall wäre durch das Gericht 
das Vorliegen der Voraussetzungen für die alleinige Klage­
einreichung zu bejahen und ein Beschluß mit folgendem Te­
nor zu fassen: Die alleinige Klageeinreichung des Klägers 
zu 1) ist zulässig. (Da dies keine Endentscheidung ist, bedarf 
es keiner Kostenentscheidung.)

Nach Rechtskraft dieses Beschlusses verbliebe es bei den 
prozessualen Wirkungen der Klageeinreichung (die im Falle 
der Feststellung der Unzulässigkeit der alleinigen Klageein­
reichung beseitigt würden), und das Verfahren wäre fortzu­
setzen. Damit ist gewährleistet, daß die übrigen Kläger das 
Verfahren nicht hintertreiben können und eine den Konflikt 
lösende Entscheidung (in der Sache selbst) ergehen kann. 
Mit einer solchen Verfahrensweise werden u. E. die Interes­
sen aller Mitglieder einer Klägergemeinschaft am besten ge­
wahrt.

Das o. g. Beispiel macht zugleich deutlich, daß im Falle 
der notwendigen Prozeßparteiengemeinschaft das Gericht zur 
Vermeidung widersprüchlicher Prozeßhandlungen darauf hin­
zuwirken hat, daß jede Prozeßparteiengemeinschaft einheit­
liche Anträge stellt. Ist dies nicht zu erreichen, ist der Sach­
verhalt in dem Umfang aufzuklären, wie es für die Entschei­
dung über den am weitesten gefaßten Antrag notwendig ist. 
Klagerücknahme, Verzicht auf die mündliche Verhandlung, 
Einigung, Verzicht auf den Widerruf einer Einigung und 
Rechtsmittelverzicht können wirksam nur von allen Klägern 
oder Verklagten gemeinsam erklärt werden.

Diese Grundsätze für die Verfahrensdurchführung sollten 
in einem selbständigen Absatz des vorgeschlagenen § 11a ZPO 
geregelt werden.
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